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Gesetz vom 21. März 2024 über das Rettungswesen (Burgenländisches Rettungsgesetz 2024) 

Der Landtag hat beschlossen: 
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1. Abschnitt 

Allgemeiner und besonderer Rettungsdienst 

§ 1 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Gemeinden und das Land haben nach Maßgabe der ihnen nach diesem Gesetz zukommenden 
Aufgaben des allgemeinen und des besonderen Rettungsdienstes Sorge für die Rettung von Menschen aus 
Gefahren zu tragen. 

(2) Durch dieses Gesetz werden sonstige Hilfeleistungspflichten regelnde gesetzliche Vorschriften, 
insbesondere das Bgld. Feuerwehrgesetz 2019 - Bgld. FwG 2019, LGBl. Nr. 100/2019, in der geltenden 
Fassung, und das Katastrophenhilfegesetz, LGBl. Nr. 5/1986, in der geltenden Fassung, nicht berührt. 

(3) Personenbezogene Bezeichnungen und Formulierungen in diesem Gesetz beziehen sich immer auf 
alle Geschlechter. Wenn Funktionen nach diesem Gesetz von Personen anderen Geschlechts ausgeübt 
werden, so kann die jeweilige Form der Bezeichnung, die für die entsprechende Funktion vorgesehen ist, 
verwendet werden. 



§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes gilt als 

 1. erhebliche Gesundheitsstörung: Beeinträchtigung der normalen körperlichen oder geistigen 
Funktionen, die eine ärztliche Behandlung erforderlich erscheinen lässt; 

 2. Erste Hilfe: die außerhalb von Krankenanstalten und Arztordinationen erfolgende erste Betreuung 
eines Verletzten oder Kranken, der sich in Lebensgefahr befindet oder bei dem beträchtliche 
gesundheitliche Schäden zu befürchten sind, wenn er nicht unverzüglich medizinische Hilfe erhält, 
mit Sofortmaßnahmen zur Rettung des Lebens oder zur Verhinderung größerer gesundheitlicher 
Schäden; 

 3. Krankentransport: die Beförderung von Personen, bei denen während des Transports eine 
Betreuung durch Sanitäter medizinisch notwendig ist und die aus medizinischen Gründen kein 
gewöhnliches Verkehrsmittel benützen können, mit geeigneten Transportmitteln in die 
nächstgelegene geeignete Einrichtung; 

 4. allgemeiner örtlicher Rettungsdienst: der allgemeine örtliche Rettungs- und Krankentransport-
dienst umfasst die Leistungen der Z 2 und 3 innerhalb des Gebietes einer Gemeinde; 

 5. allgemeiner überörtlicher Rettungsdienst: der allgemeine überörtliche Rettungsdienst umfasst die 
Leistungen der Z 2, die über den innergemeindlichen Rettungsdienst hinausgehen und erforderlich 
sind, um eine Notsituation abzuwehren oder zu bewältigen; 

 6. besonderer Rettungsdienst: die Suche, Versorgung, Rettung und der Abtransport verunglückter, 
erkrankter oder sonst in Not geratener Personen abseits des öffentlichen Straßennetzes im 
unwegsamen Gelände, in Höhlen oder im Wasser. Der besondere Rettungsdienst erfordert den 
Einsatz von Mitteln oder Kenntnissen die über das hinausgehen, was für den allgemeinen 
Rettungsdienst erforderlich ist; 

 7. Notarztrettungsdienst: als Notarztrettungsdienst gilt eine organisierte ärztliche Tätigkeit, die die 
notwendige notärztliche Versorgung von verletzten oder erkrankten Personen sicherstellt. 
Notärztliche Versorgung ist die unmittelbare, dringende, durch besonders geschulte Notärzte 
vorzunehmende medizinische Versorgung solcher Personen wegen einer akuten lebens-
bedrohenden Gesundheitsgefährdung. Dabei sind bedarfsorientiert geeignete Rettungstransport-
mittel - wie Notarztwägen, Notarzteinsatzfahrzeuge oder Notarzthubschrauber - einzusetzen; 

 8. Landessicherheitszentrale: die Landessicherheitszentrale Burgenland (LSZ) ist die zentrale 
Leitstelle für alle rettungsdienstlichen Notdienste des Burgenlandes. Die Koordination sämtlicher 
Notarzt-, Rettungs- und Krankentransporteinsätze, Einsätze des besonderen Rettungsdienstes und 
Einsätze bei Krisen- und Katastrophensituationen des Burgenlandes hat ausschließlich durch die 
LSZ zu erfolgen; 

 9. Rettungsdienststandort: von jedem Rettungsdienststandort aus können durch jede anerkannte 
Rettungsorganisation Rettungsdienste erbracht werden. Jeder Rettungsdienststandort verfügt über 
zumindest ein Einsatzfahrzeug. Bei jedem Standort können bei Bedarf bis zu drei 
Rettungsorganisationen eingesetzt werden. 

§ 3 

Allgemeiner örtlicher Rettungsdienst 

(1) Aufgabe des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes ist es, 

 1. Personen, die eine erhebliche Gesundheitsstörung erlitten haben oder sich in Lebensgefahr 
befinden, Erste Hilfe zu leisten, sie transportfähig zu machen und sie unter sachgerechter 
Betreuung mit geeigneten Verkehrsmitteln in die nächstgelegene geeignete Einrichtung des 
Gesundheitswesens zu bringen, 

 2. Krankentransporte durchzuführen, wenn den betreffenden Personen die Benützung einer anderen 
Transportgelegenheit und die Zurücklegung des Weges zu Fuß wegen ihres Gesundheitszustandes 
(zB Verletzungen, Erkrankungen, Gebrechen) nicht zumutbar ist sowie 

 3. das für die Aufgaben gemäß Z 1 und 2 erforderliche Personal und die hiefür erforderlichen 
Einrichtungen - bei Veranstaltungen gemäß dem Bgld. Veranstaltungsgesetz, LGBl. Nr. 2/1994, 
in der geltenden Fassung, auf Kosten des Veranstalters erforderlichenfalls auch an Ort und Stelle 
- in ausreichendem Maße bereitzustellen. 

(2) Die Angelegenheiten des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes sind von der Gemeinde zu 
besorgen. Zur Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes hat sich die Gemeinde 
einer anerkannten Rettungsorganisation (§ 5) zu bedienen. Bei Gefahr in Verzug können auch andere 



anerkannte Rettungsorganisationen als jene anerkannten Rettungsorganisationen, mit welchen die 
Gemeinde gemäß § 6 einen Vertrag geschlossen hat, in Anspruch genommen werden. 

§ 4 

Allgemeiner überörtlicher Rettungsdienst 

(1) Aufgabe des allgemeinen überörtlichen Rettungsdienstes ist es, die Leistungen im Sinne des § 3 
Abs. 1 Z 1 in jenen Fällen sicherzustellen, in denen die Erbringung solcher Leistungen nach deren Art oder 
Ausmaß die Leistungsfähigkeit der jeweiligen Gemeinde als Träger des allgemeinen örtlichen 
Rettungsdienstes übersteigt. Zu diesen Leistungen gehören insbesondere 

 1. Erste Hilfe-Maßnahmen und Rettungsdienste bei Großunfällen und Katastrophen, 

 2. der Betrieb von Rettungsleitstellen und 

 3. der Notarztrettungsdienst. 

(2) Mit der Erbringung der Leistungen des überörtlichen Rettungsdienstes hat das Land eine 
anerkannte Rettungsorganisation zu beauftragen. Dies gilt nicht bei 

 1. Gefahr in Verzug, 

 2. der Erbringung durch eigene Einrichtungen des Landes oder 

 3. der Beauftragung befugter, zuverlässiger und leistungsfähiger Einrichtungen mit bestimmten 
Leistungen des überörtlichen Rettungsdienstes, die von der mit der Erbringung der Leistungen des 
überörtlichen Rettungsdienstes beauftragten anerkannten Rettungsorganisation nicht erbracht 
werden können. 

(3) Die mit der Erbringung der Leistungen des überörtlichen Rettungsdienstes gemäß Abs. 2 
beauftragte anerkannte Rettungsorganisation kann zur Besorgung einzelner Aufgaben des überörtlichen 
Rettungsdienstes mit Zustimmung des Landes andere geeignete Einrichtungen heranziehen. 

(4) Die Rettungsorganisation oder die mit der Rettungsdienstleistung beauftragte Einrichtung hat 
zwecks laufender Evaluierung der getätigten Einsätze und Dienste eine Einsatzdokumentation gemäß den 
Vorgaben der Richtlinien für den Rettungs- und Notarztrettungsdienst (§ 8) zu führen. 

§ 5 

Anerkennung von Rettungsorganisationen des allgemeinen Rettungsdienstes 

(1) Eine juristische Person kann auf ihren Antrag von der Landesregierung durch Verordnung als 
Rettungsorganisation anerkannt werden, wenn 

 1. sie ihren Sitz oder einen Standort im Burgenland hat, 

 2. ihr statutengemäßer Zweck jedenfalls die Erbringung von Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 1 
darstellt, 

 3. sie statutengemäß gemeinnützig, das heißt ohne Absicht, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaft-
lichen Erfolg zu erzielen, tätig ist und ihre Aufgaben auch mit ehrenamtlich tätigen Personen 
besorgt, 

 4. sie zu keinen Bedenken über die Verlässlichkeit der für sie handelnden Personen Anlass gibt, 

 5. sie über genügend Personal, das für die Aufgaben des allgemeinen Rettungsdienstes ausgebildet 
ist, über geeignete Transportmittel in ausreichender Anzahl mit sachlicher Mindestausstattung 
samt dem hiefür erforderlichen sachkundigen Personal und über die sonst erforderlichen Ein-
richtungen für die Erfüllung aller Aufgaben des allgemeinen Rettungsdienstes verfügt, 

 6. sie über eine ständig mittels Funk oder Telefon erreichbare Einsatzstelle und die erforderlichen 
Einrichtungen für die administrative Bewältigung sowie die sofortige und ständige Hilfeleistung 
verfügt und 

 7. sie eine ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen Rettungsdienstes zumindest im 
Sprengel eines politischen Bezirkes erwarten lässt, wobei das Gebiet der Freistädte Eisenstadt und 
Rust dem politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung zuzurechnen ist. 

(2) Die Rettungsdienststandorte sind vom Land in einer Verordnung festzulegen. 

(3) Anerkannte Rettungsorganisationen können zusätzlich gefördert werden. 

(4) Die Anerkennung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 1 für das gesamte Burgenland 
oder bestimmte Teile des Landes (Abs. 1 Z 7) auszusprechen und im Landesamtsblatt für das Burgenland 
zu verlautbaren. 

(5) Sofern dies für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen Rettungsdienstes 
(§ 3 Abs. 1) erforderlich ist, können für die Anerkennung Bedingungen und Auflagen erteilt werden. 



(6) Die Anerkennung ist durch das Land Burgenland mittels Verordnung zu widerrufen, wenn eine 
Voraussetzung für ihre Erteilung weggefallen ist. Die Anerkennung ist ferner zu widerrufen, wenn die 
anerkannte Rettungsorganisation nicht innerhalb eines Jahres ab ihrer Anerkennung mit mindestens einer 
Gemeinde einen Vertrag gemäß § 6 abgeschlossen oder wiederholt Bedingungen oder Auflagen der 
Anerkennungsentscheidung nicht erfüllt hat. Der Widerruf der Anerkennung ist im Landesamtsblatt für das 
Burgenland zu verlautbaren. 

(7) Eine anerkannte Rettungsorganisation kann gegenüber der Landesregierung den Verzicht auf ihre 
Anerkennung erklären. Eine solche Verzichtserklärung ist im Landesamtsblatt für das Burgenland zu 
verlautbaren. 

(8) Als anerkannte Rettungsorganisationen für das gesamte Burgenland im Sinne dieses Gesetzes 
gelten: 

 1. das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Burgenland, mit dem Sitz in Eisenstadt, 

 2. die Samariterbund Burgenland Rettung und Soziale Dienste gemeinnützige GmbH, mit dem Sitz 
in Weppersdorf und 

 3. der Christophorus Flugrettungsverein mit dem Sitz in Wien. 

(9) Eine anerkannte Rettungsorganisation ist für das Gebiet, für welches die Anerkennung ausge-
sprochen wurde, verpflichtet, mit jeder Gemeinde auf deren Einladung einen Vertrag gemäß § 6 
abzuschließen. Diese Abschlussverpflichtung gilt auch für Verträge mit dem Land gemäß § 7. 

(10) Die Gemeinden oder Gemeindeverbände können auf eigene Kosten in ihrem Geltungsbereich 
einen zusätzlichen Rettungsdienststandort vorsehen. Dies ist nur durch Vertrag mit einer anerkannten 
Rettungsorganisation möglich und der Landesregierung im Vorfeld zur Kenntnis zu bringen. 

(11) Jede Rettungsorganisation hat bei Vertragsabschluss gemäß §§ 6 und 7 anzuerkennen, dass die 
Disposition sämtlicher Rettungsmittel jeder anerkannten Rettungsorganisation ausschließlich über die LSZ 
erfolgt. Hierzu ist im Vorfeld ein Vertrag zwischen der Rettungsorganisation und der LSZ abzuschließen. 

§ 6 

Verträge der Gemeinde mit anerkannten Rettungsorganisationen 

(1) Die Gemeinde oder ein Gemeindeverband hat mit einer anerkannten Rettungsorganisation, deren 
sie sich - nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 - zur Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen örtlichen 
Rettungsdienstes bedienen will, einen schriftlichen Vertrag abzuschließen. 

(2) Verträge gemäß Abs. 1 haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über 

 1. die von der Rettungsorganisation zu erbringenden Leistungen, 

 2. die Verpflichtung der Rettungsorganisation, dass diese Leistungen gegenüber jedermann ständig 
und im gesamten Gemeindegebiet erbracht werden, 

 3. die Standorte der Einsatzkräfte und der verfügbaren Ausrüstung der Rettungsorganisation, 

 4. den ständigen Bereitschaftsdienst, 

 5. die Dauer und die Kündigung des Vertragsverhältnisses, 

 6. das Außerkrafttreten des Vertrages, wenn die Anerkennung der Rettungsorganisation gemäß § 5 
Abs. 6 widerrufen wird, und 

 7. die von der Gemeinde allfällig zu erbringenden Geld- und Sachleistungen. 

(3) Verträge gemäß Abs. 1 bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmigung durch die 
Landesregierung. Die Genehmigung ist von der Landesregierung gemäß § 87 Abs. 4 Burgenländische 
Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBl. Nr. 55/2003, in der geltenden Fassung, schriftlich zu 
erteilen. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der Vertrag den Bestimmungen des Abs. 2 nicht 
entspricht oder durch den Vertrag die Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen Rettungsdienstes 
offensichtlich nicht gewährleistet ist. 

(4) Ein Hinweis auf den Abschluss eines Vertrages gemäß Abs. 1 ist nach dessen Genehmigung durch 
die Landesregierung von der Gemeinde unter Angabe der Rettungsorganisation, deren sich die Gemeinde 
bei der Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen Rettungsdienstes bedienen wird, durch Anschlag an der 
Amtstafel und, wenn die Gemeinde regelmäßig ein amtliches Mitteilungsblatt herausgibt, auch darin zu 
verlautbaren. 

(5) Wird ein Vertrag zwischen einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband und einer anerkannten 
Rettungsorganisation beendet oder endet auf andere Weise ist das Land umgehend von der jeweiligen 
Gemeinde darüber zu informieren. Die Gemeinde hat ab Beendigung des Vertrages drei Monate Zeit einen 
neuen Vertrag gemäß Abs. 1 abzuschließen. 



§ 7 

Verträge des Landes mit anerkannten Rettungsorganisationen 

(1) Das Land hat mit der anerkannten Rettungsorganisation, deren es sich - nach Maßgabe des § 4 - 
zur Erfüllung der Aufgaben des allgemeinen überörtlichen Rettungsdienstes bedienen will, einen 
schriftlichen Vertrag abzuschließen, sofern diese Rettungsorganisation die Erfüllung dieser Aufgaben 
voraussichtlich gewährleistet. 

(2) Das Land kann, soweit es auf Grund bestimmter örtlicher oder sachlicher Gegebenheiten im 
Hinblick auf die bestmögliche Gewährleistung der Erfüllung der Aufgaben des überörtlichen Rettungs-
dienstes zweckmäßig ist, hinsichtlich bestimmter Gebietsteile des Landes oder bestimmter Aufgaben des 
überörtlichen Rettungsdienstes auch mit mehreren anerkannten Rettungsorganisationen Verträge 
abschließen. Das Land muss diesfalls vertraglich sicherstellen, dass die sachlichen und örtlichen 
Aufgabenbereiche dieser Rettungsorganisationen so abgegrenzt sind, dass sie einander ausschließen. 

(3) Verträge gemäß Abs. 1 haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten über 

 1. die von der Rettungsorganisation zu erbringenden Leistungen, 

 2. die Verpflichtung der Rettungsorganisation, dass diese Leistungen gegenüber jedermann ständig 
und im gesamten Landesgebiet oder den vereinbarten Gebietsteilen (Abs. 2) erbracht werden, 

 3. den Stand der Einsatzkräfte und der verfügbaren Ausrüstung der Rettungsorganisation, 

 4. den ständigen Bereitschaftsdienst, 

 5. die Dauer und die Kündigung des Vertragsverhältnisses, 

 6. das Außerkrafttreten des Vertrages, wenn die Anerkennung der Rettungsorganisation gemäß § 5 
Abs. 6 widerrufen wird, und 

 7. die vom Land allfällig zu erbringenden Geld- und Sachleistungen. 

(4) Ein Hinweis auf den Abschluss eines Vertrages gemäß Abs. 1 ist unter Angabe der Rettungs-
organisation, deren sich das Land bei der Erfüllung der Aufgaben des überörtlichen Rettungsdienstes 
bedienen wird, im Landesamtsblatt für das Burgenland zu verlautbaren. 

§ 8 

Richtlinien für den Rettungs- und Notarztrettungsdienst 

(1) Die Landesregierung hat Richtlinien für den Rettungs- und Notarztrettungsdienst zu erlassen und 
im Landesamtsblatt für das Burgenland zu veröffentlichen. Diese Richtlinien sind Grundlage für den 
allgemeinen überörtlichen Rettungsdienst. Außerdem haben sie Grundsätze über den allgemeinen örtlichen 
Rettungsdienst zu enthalten. 

(2) Die Richtlinien haben dem Stand der Technik und den Erkenntnissen der Wissenschaften zu 
entsprechen. Sie haben Vorgaben über die 

 1. Organisation, 

 2. Abwicklung, 

 3. Ausrüstung, 

 4. Rettungsmittel, 

 5. Qualität, 

 6. Einsatzdokumentation des Rettungsdienstes und 

 7. Aus- und Weiterbildung der im Rettungsdienst tätigen Personen  

zu enthalten. 

§ 9 

Besonderer Rettungsdienst 

(1) Aufgabe des besonderen Rettungsdienstes ist es, Personen zu suchen, zu finden und außer Gefahr 
zu bringen, die abseits des öffentlichen Straßennetzes im freien Gelände oder auf dem Wasser verunglücken 
oder vermisst werden oder auf andere Weise in Not und dadurch in eine ihr Leben oder ihre Gesundheit 
unmittelbar bedrohende Gefahrensituation geraten. Die Rettung aus einer derartigen Situation erfordert den 
Einsatz von Mitteln oder Kenntnissen, die über das hinausgehen, was für den allgemeinen Rettungsdienst 
erforderlich ist. 

(2) Zur Sicherstellung der Leistungen der besonderen Rettungsdienste kann sich das Land anerkannter 
Rettungsorganisationen des besonderen Rettungsdienstes (§ 10) bedienen. 



§ 10 

Anerkennung von Rettungsorganisationen des besonderen Rettungsdienstes 

(1) Juristische Personen, die Aufgaben gemäß § 9 besorgen und die die in Abs. 2 genannten 
Voraussetzungen erfüllen, sind auf ihren Antrag durch Verordnung der Landesregierung als Einrichtung 
des besonderen Rettungsdienstes anzuerkennen. Die Anerkennung ist durch das Land Burgenland mittels 
Verordnung zu widerrufen, wenn eine Voraussetzung für ihre Erteilung weggefallen ist, dem § 14 Abs. 3 
nicht entsprochen wurde oder Umstände eintreten, die sonst die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben 
gemäß § 9 Abs. 1 nicht mehr gewährleisten. 

(2) Voraussetzungen für die Anerkennung als Organisation des besonderen Rettungsdienstes sind 

 1. der Sitz oder eine Einsatzstelle im Burgenland, 

 2. die Erfüllung der im § 9 Abs. 1 umschriebenen Aufgaben als satzungsmäßiger Zweck, 

 3. die Fähigkeit zur ordnungsgemäßen Besorgung eines besonderen Rettungsdienstes zumindest im 
Sprengel eines politischen Bezirkes, wobei das Gebiet der Freistädte Eisenstadt und Rust dem 
politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung zuzurechnen ist, 

 4. die Gewährleistung, dass die Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet sein darf, 

 5. die Überprüfung der Einsatzkräfte auf ihre Zuverlässigkeit, 

 6. die Verfügungsberechtigung über die erforderliche und geeignete technische Ausrüstung sowie 
eine ausreichende Anzahl von aktiven Mitgliedern, die nach dem jeweils letzten Stand der für den 
besonderen Rettungsdienst, dem sich die Organisation widmet, maßgeblichen Rettungstechnik 
ausgebildet sind, sowie 

 7. die Gewährleistung der Erreichbarkeit mittels Funk oder Telefon in jedem Bedarfsfall und eine für 
die Erfüllung der zu erwartenden Aufgaben ausreichende Anzahl von Einsatzstellen. 

(3) Die Anerkennung und der Widerruf der Anerkennung sind im Landesamtsblatt für das Burgenland 
zu verlautbaren. § 5 Abs. 6 gilt sinngemäß. 

(4) Als anerkannte Rettungsorganisation des besonderen Rettungsdienstes für das gesamte Burgenland 
im Sinne dieses Gesetzes gelten: 

 1. die Österreichische Rettungshundebrigade, Gruppe Burgenland, 

 2. die Österreichische Wasserrettung, Landesverband Burgenland, 

 3. das Österreichische Rote Kreuz, Landesverband Burgenland, 

 4. der Arbeiter-Samariter-Bund Österreichs und 

 5. der Verein Rettungshunde Burgenland. 

(5) Eine anerkannte Einrichtung des besonderen Rettungsdienstes kann gegenüber der Landes-
regierung den Verzicht auf ihre Anerkennung erklären. Eine solche Verzichtserklärung ist im 
Landesamtsblatt für das Burgenland zu verlautbaren. 

(6) Auf Einrichtungen des besonderen Rettungsdienstes ist § 12 nicht anzuwenden. Das Land kann 
jedoch nach Maßgabe vorhandener Mittel die Erbringung von Leistungen des besonderen Rettungsdienstes 
fördern. 

§ 11 

Rettungsbeirat 

(1) Zur Beratung der Landesregierung bei der Vollziehung der ihr nach diesem Gesetz übertragenen 
Aufgaben sowie zur Festlegung der Höhe etwaiger Sonderausgaben gemäß § 12 Abs. 3 ist beim Amt der 
Burgenländischen Landesregierung ein Rettungsbeirat, im Folgenden kurz Beirat genannt, einzurichten. 

(2) Dem Beirat gehören an: 

 1. das nach der Referatseinteilung für die Angelegenheiten des Rettungswesens zuständige Mitglied 
der Landesregierung als Vorsitzender, 

 2. das nach der Referatseinteilung für die Angelegenheiten des Sozialwesens zuständige Mitglied der 
Landesregierung, 

 3. vier Mitglieder auf Vorschlag der in der Landesregierung vertretenen politischen Parteien nach 
deren Stärkeverhältnis in der Landesregierung, 

 4. der für die Abteilung Gesundheit zuständige Gruppenvorstand, 

 5. je ein Vertreter des Burgenländischen Gemeindebundes, des Österreichischen Städtebundes, 
Landesgruppe Burgenland, und des Sozialdemokratischen Gemeindevertreterverbandes 
Burgenland, 



 6. ein Vertreter des Dachverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger, 

 7. der Dienststellenleiter der LSZ Burgenland, 

 8. je ein Vertreter der anerkannten Rettungsorganisationen und 

 9. je ein Vertreter der Burgenländischen Krankenanstalten GmbH und der Krankenhaus der 
Barmherzigen Brüder Eisenstadt GmbH. 

(3) Die Mitglieder des Beirates sind von der Landesregierung, im Falle des Abs. 2 Z 3 bis 9 auf 
Vorschlag der genannten Einrichtungen, zu bestellen. 

(4) Für jedes Mitglied ist nach den Vorschriften des Abs. 3 ein Ersatzmitglied zu bestellen, das im 
Falle der Verhinderung eines Mitgliedes an dessen Stelle tritt. 

(5) Bei Bedarf können vom Beirat weitere Experten und Auskunftspersonen beigezogen werden. 

(6) Die Geschäftsordnung des Beirates, insbesondere über die Einberufung, den Vorsitz und die 
Beschlussfassung, ist durch Verordnung der Landesregierung festzulegen. 

§ 12 

Rettungsbeitrag 

(1) Die Gemeinden und das Land haben für die Besorgung des Rettungsdienstes einen jährlichen 
Rettungsbeitrag an die Rettungsorganisationen, unter Berücksichtigung der von diesen tatsächlich 
erbrachten Leistungen zu leisten. Der Rettungsbeitrag ist zur Hälfte von den Gemeinden und zur Hälfte 
vom Land zu übernehmen. 

(2) Die Höhe des Rettungsbeitrages ist durch Verordnung der Landesregierung als jährlich indexierter 
Fixbetrag je Einwohner festzusetzen, wobei der Verbraucherpreisindex oder ein an seine Stelle tretender 
adäquater Index heranzuziehen ist. Der von der jeweiligen Gemeinde zu leistende Rettungsbeitrag ist im 
Wege des Vorwegabzuges der auf Basis der in § 13 Abs. 1 Finanzausgleichsgesetz 2024 - FAG 2024, 
BGBl. I Nr. 168/2023, errechneten Gemeindeertragsanteile zu finanzieren. Hierbei sind die auf die 
Gemeinde entfallenden Ertragsanteile vom Land Burgenland einzubehalten und unter Berücksichtigung der 
tatsächlich erbrachten Leistungen an die Rettungsorganisationen zu überwiesen. Bei der Festsetzung der 
Höhe des Rettungsbeitrages ist auf die Höhe der den anerkannten Rettungsorganisationen aus der 
Besorgung der Aufgaben des Rettungsdienstes bei sparsamer, wirtschaftlicher und zweckmäßiger 
Wirtschaftsführung normalerweise erwachsenden Kosten Bedacht zu nehmen. 

(3) Für den Fall, dass Sonderausgaben anfallen, sind diese getrennt vom Rettungsbeitrag durch den 
Rettungsbeirat festzulegen und anschließend zur Hälfte vom Land zu übernehmen. Die andere Hälfte wird 
den Gemeinden vorgeschrieben. Für den Fall, dass akut Sonderausgaben anfallen, sind diese direkt mit der 
Gemeinde zu verrechnen, sollten die Sonderausgaben vorab bereits für das kommende Jahr feststehen, 
werden die auf die Gemeinde entfallenden Ertragsanteile vom Land Burgenland hierfür einbehalten. 

(4) Jede anerkannte Rettungsorganisation hat jährlich den Jahresabschluss sowie einen Voranschlag 
für das kommende Jahr dem Land Burgenland vorzulegen und durch die Landesregierung genehmigen zu 
lassen. Die anerkannten Rettungsorganisationen sind verpflichtet, in den Voranschlag und Jahresabschluss 
alle ihre Einnahmen und Ausgaben aus dem Bereich des Rettungsdienstes aufzunehmen. Im Übrigen sind 
für die Erstellung (einschließlich Vorlage und Genehmigung) des Jahresabschlusses - und sinngemäß auch 
des Voranschlages - der anerkannten Rettungsorganisation die §§ 189 und 195 bis 211 des Unternehmens-
gesetzbuches - UGB, dRGBl. S 219/1897, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 187/2023, 
anzuwenden. 

(5) Der Rettungsbeitrag ist durch das Land Burgenland an die anerkannten Rettungsorganisationen je 
zur Hälfte bis zum 30. April und bis zum 31. Oktober zu überweisen. 

(6) Allfällig erbrachte Geld- und Sachleistungen des Landes (§ 7 Abs. 3 Z 7), die dem Rettungsdienst 
zuzuordnen sind, sind auf den von ihm zu leistenden Rettungsbeitrag anzurechnen. Ebenso sind die 
erbrachten Geld- und Sachleistungen der Gemeinden (§ 6 Abs. 2 Z 7), die dem Rettungsdienst zuzuordnen 
sind, auf den von den Gemeinden zu leistenden Rettungsbeitrag bei der Berechnung desselben anzurechnen. 

(7) Die der Berechnung des Rettungsbeitrages zugrunde liegende Einwohnerzahl bestimmt sich ab 
dem Jahr 2025 nach dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich in der Statistik des Bevölkerungsstands 
festgestellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf der Internet-Homepage der Bundesanstalt 
Statistik Österreich bis zum November des der Kundmachung nächstfolgenden Kalenderjahres 
kundgemacht wird, und wirkt mit dem Beginn des der Kundmachung nächstfolgenden Kalenderjahres. 

(8) Im Jahr 2024 ist der Rettungsbeitrag wie folgt zu leisten: 



 1. Für den Zeitraum 1. Jänner 2024 bis 30. Juni 2024 wird der Rettungsbeitrag gemäß den 
Bestimmungen des § 9 des Burgenländischen Rettungsgesetzes 1995, LGBl. Nr. 30/1996, in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 40/2018, anteilig an die anerkannten Rettungsorganisationen mit 
denen die Gemeinden einen Vertrag abgeschlossen haben, geleistet. 

 2. Für den Zeitraum 1. Juli 2024 bis 31. Dezember 2024 wird der Rettungsbeitrag nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes an die Rettungsorganisationen, mit denen die Gemeinden und das 
Land einen Vertrag abgeschlossen haben, anteilig geleistet. 

§ 13 

Kostenersatz 

Die Verpflichtung zur Hilfeleistung durch die anerkannten Rettungsorganisationen berührt nicht deren 
Recht, den Ersatz der Kosten für den Transport oder für sonstige Leistungen zu verlangen. Wenn nicht 
besondere gesetzliche Bestimmungen oder Vereinbarungen über den Ersatz der Kosten einer Leistung des 
öffentlichen Rettungsdienstes bestehen, hat die Kosten für die Aufwendungen des Rettungseinsatzes 
derjenige zu tragen, zu dessen Gunsten der Rettungseinsatz erfolgt ist. 

§ 14 

Aufsicht über anerkannte Rettungsorganisationen 

(1) Die anerkannten Rettungsorganisationen unterliegen, soweit sie Aufgaben des Rettungsdienstes 
im Sinne dieses Gesetzes besorgen, der Aufsicht der Landesregierung. Die Landesregierung kann zu diesem 
Zweck, sofern die anerkannten Rettungsorganisationen gemäß § 6 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 mit einer 
Gemeinde oder mit dem Land die Übernahme der Erfüllung von Aufgaben des örtlichen oder überörtlichen 
Rettungsdienstes vereinbart haben, jederzeit die ordnungsgemäße Erbringung des Rettungsdienstes und 
finanzielle Gebarung der anerkannten Rettungsorganisationen überprüfen sowie Berichte und Unterlagen 
über ihre Tätigkeit anfordern und Einrichtungen der Rettungsorganisationen besichtigen. 

(2) Das Einsichtsrecht gemäß Abs. 1 hat der ordnungsgemäßen Erfüllung der den Rettungs-
organisationen gesetzlich und vertraglich übertragenen Verpflichtungen zur Leistung des Rettungsdienstes 
zu dienen. 

(3) Die Landesregierung hat, wenn eine Rettungsorganisation ihre Aufgaben vernachlässigt, dieser 
mittels Bescheid anzuordnen, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Kommt die Rettungsorganisation 
diesem Auftrag nicht nach, so kann die Landesregierung die zur Beseitigung dieser Unzulänglichkeiten 
erforderlichen Maßnahmen auf Kosten und Gefahr der Rettungsorganisation ersatzweise vornehmen. 

(4) Die Landesregierung hat auf begründeten Antrag einer Gemeinde eine Prüfung der Tätigkeit der 
anerkannten Rettungsorganisation im Hinblick auf die mit dieser Gemeinde vereinbarte Übertragung der 
Erfüllung der Aufgaben des örtlichen Rettungsdienstes gemäß § 6 zu veranlassen. Das Ergebnis der 
Überprüfungen ist der antragstellenden Gemeinde mitzuteilen. 

2. Abschnitt 

Allgemeine Hilfeleistungspflichten 

§ 15 

Allgemeine Hilfeleistungs- und Verständigungspflicht 

(1) Unbeschadet der Verpflichtung zur Hilfeleistung in Unglücksfällen und Gemeingefahr gemäß 
§ 95 Strafgesetzbuch - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 135/2023, ist jedermann verpflichtet, eine Person, die sich in einer ihr Leben oder ihre Gesundheit 
unmittelbar bedrohenden erheblichen Gefahr befindet, aus dieser Gefahr zu retten, sofern diese 
Hilfeleistung dem Verpflichteten möglich und zumutbar ist. Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht 
zumutbar, wenn sie nur unter Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit des Verpflichteten möglich wäre. 

(2) Ist der zur Hilfeleistung Verpflichtete nicht in der Lage, mit eigenen Kräften die gemäß Abs. 1 
erforderliche Hilfe zu leisten, so hat er unverzüglich eine anerkannte Rettungsorganisation oder eine 
Sicherheitsdienststelle zu verständigen oder auf andere geeignete Weise für zielführende Hilfe zu sorgen. 
Besitzer von Nachrichtenübermittlungsanlagen sind zur Weiterleitung diesbezüglicher Meldungen 
verpflichtet. 



§ 16 

Pflichten und Befugnisse bei Hilfs- und Rettungseinsätzen 

(1) Jedermann hat - unbeschadet des § 15 - während eines Hilfs- oder Rettungseinsatzes über 
Aufforderung der Behörde (§ 17) unentgeltlich die ihm zumutbare Hilfe (§ 15 Abs. 1) zu leisten. 

(2) Jede Person ist verpflichtet alles zu unterlassen, was 

 1. den Hilfs- und Rettungseinsatz behindern kann; insbesondere sind der Hilfs- und Rettungsdienst 
nicht durch die eigene Person oder durch Gegenstände zu behindern und die Zufahrtswege zum 
Einsatzort von Personen und Fahrzeugen freizuhalten oder 

 2. die Privatsphäre dritter Personen bei Maßnahmen des Hilfs- und Rettungsdienstes unzumutbar 
beeinträchtigt. Hierzu zählt die unbefugte Herstellung, Verwendung, Übertragung oder 
Zurverfügungstellung von Bild- und Tonaufnahmen von Hilfs- und Rettungseinsätzen. 

(3) Jedermann hat während eines Hilfs- oder Rettungseinsatzes über Aufforderung der Behörde gegen 
angemessene Entschädigung Sachen, die zur Nachrichtenübermittlung oder für andere Hilfs- oder 
Rettungsmaßnahmen benötigt werden, beizustellen, soweit diese Sachen nicht anderweitig zur Verfügung 
gestellt werden können. 

(4) Jedermann hat während eines Hilfs- oder Rettungseinsatzes über Aufforderung der Behörde oder 
bei Gefahr in Verzug über Aufforderung des Leiters des Rettungseinsatzes ohne behördlichen Auftrag, 
gegen angemessene Entschädigung das Betreten und die Benützung seines Grundes und der Baulichkeiten 
zu dulden. 

(5) Der Anspruch auf Entschädigung oder allfälligen Schadenersatz ist - bei sonstigem Verlust binnen 
vier Wochen - für Hilfs- oder Rettungseinsätze im Rahmen des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes 
gegenüber der Gemeinde, schriftlich geltend zu machen. Für solche Ansprüche im Rahmen des allgemeinen 
überörtlichen Rettungsdienstes ist der gleiche Anspruch auf Entschädigung gegenüber dem Land schriftlich 
geltend zu machen. 

3. Abschnitt 

Behördenzuständigkeit;  

Datenschutz-, Straf-, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 17 

Behörden 

(1) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, in Angelegenheiten des 
allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes in erster Instanz der Bürgermeister und in Angelegenheiten des 
überörtlichen Rettungsdienstes sowie in Angelegenheiten des besonderen Rettungsdienstes die 
Landesregierung. 

(2) Die in § 16 Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Befugnisse, Personen zur Hilfeleistung, Beistellung von 
Sachen und Duldung der Benützung von Grundstücken und Baulichkeiten aufzufordern, können namens 
der Behörde, wenn kein Organ der Behörde anwesend ist, auch von dem den Einsatz leitenden Organ der 
anerkannten Rettungsorganisation nach Rücksprache mit der zuständigen Behörde wahrgenommen 
werden. 

§ 18 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

Die nach diesem Gesetz den Gemeinden zukommenden Aufgaben sind in ihrem eigenen Wirkungs-
bereich zu besorgen. 

§ 19 

Verarbeitung von Daten 

(1) Die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden sowie die Einsatzleitstelle(n) einer anerkannten 
Rettungsorganisation dürfen folgende personenbezogene Daten verarbeiten, sofern diese für die Erfüllung 
der ihr obliegenden Aufgaben jeweils erforderlich sind: 

 1. von Meldungslegern: Identifikationsdaten, Einsatzcode, Rückrufnummer, Aufenthaltsort, Einsatz-
ort und Grund der Meldungslegung; 



 2. von Verletzten, Kranken und sonst Hilfsbedürftigen: Identifikationsdaten, Adressdaten, Einsatz-
code, Aufenthaltsort, Einsatzort und Einsatzzielort, Unfallmechanismen, Gesundheitsdaten in 
Bezug auf medizinische Versorgung, Durchführung von Transporten und empfangene Leistungen, 
Sozialversicherungsverhältnisse einschließlich Sozialversicherungsnummer, Tarifinformationen 
in Bezug auf Leistungsabrechnung, verrechnete Leistungen; 

 3. von Einsatzkräften: Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten, Einsatzcode, 
Funktion und fachliche Qualifikation, Verfügbarkeit, Einsatzmöglichkeiten, Gefahrenhinweise 
und Protokolleinträge zum Einsatzverlauf, GPS-Daten; 

 4. von Einsatzleitstellen, Einrichtungen im Gesundheitswesen und Leitstellen, die im öffentlichen 
Interesse betrieben werden, sowie von Krankenanstalten oder Notärzten: Identifikationsdaten, 
Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten, vertragsbezogene Daten und erbrachte Leistungen. 

(2) Die Einsatzleitstelle(n) einer anerkannten Rettungsorganisation, Einrichtungen im Gesundheits-
wesen, Leitstellen, die im öffentlichen Interesse betrieben werden, sowie die Krankenanstalten oder 
Notärzte können personenbezogene Daten gemäß Abs. 1 als gemeinsam Verantwortliche im Sinne des 
Art. 4 Z 7 iVm Art. 26 Abs. 1 Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, verarbeiten. Die 
Einsatzleitstelle einer anerkannten Rettungsorganisation hat sicherzustellen, dass für jede Einrichtung im 
Gesundheitswesen, jede Leitstelle, die im öffentlichen Interesse betrieben wird, sowie für jede 
Krankenanstalt und für jeden Notarzt ein Bereich für die ihn bzw. sie betreffenden Rettungseinsätze 
eingerichtet und von ihm bzw. ihr jeweils nur auf den für ihn bzw. sie eingerichteten Bereich im jeweils 
erforderlichen Ausmaß Zugriff auf die Daten gewährt wird. 

(3) Die Einsatzleitstelle darf personenbezogene Daten nach Abs. 1 Z 1 bis 3 an Sicherheitsbehörden 
und andere inländische sowie ausländische Leitstellen übermitteln, sofern diese personenbezogenen Daten 
für die Erfüllung der Aufgaben, die diesen im Zusammenhang mit der Durchführung von Rettungseinsätzen 
obliegen, jeweils erforderlich sind. 

(4) Übermittlungen der gemäß Abs. 1 und 3 verarbeiteten Daten durch die Einsatzleitstelle sind an 
Sicherheitsbehörden für Zwecke der Sicherheitsverwaltung und Strafrechtspflege, an Staatsanwaltschaften 
und ordentliche Gerichte für Zwecke der Strafrechtspflege, an sonstige Notrufdienste zulässig, soweit dies 
zur Erfüllung einer gesetzlichen oder statutarischen Aufgabe oder für die Verrechnung erforderlich ist. 

§ 20 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 

 1. den Einsatz des örtlichen oder überörtlichen Rettungsdienstes behindert oder vereitelt (§ 16 
Abs. 2), 

 2. die Hilfe des örtlichen oder überörtlichen Rettungsdienstes missbräuchlich oder mutwillig in 
Anspruch nimmt, 

 3. die im § 15 festgelegte Hilfeleistungs- oder Verständigungspflicht verletzt, 

 4. seinen Pflichten gemäß § 16 zuwiderhandelt oder 

 5. sich unbefugt als Mitarbeiter einer Rettungsorganisation ausgibt mit dem Vorsatz, sich dadurch 
einen Vorteil zu verschaffen. 

(2) Personen, die Übertretungen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 5 begangen haben, sind, sofern die Tat nicht 
den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 2 200 Euro zu bestrafen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Der Erlös von Geldstrafen fließt der Gemeinde zu, in deren Gebiet die Verwaltungsübertretung 
begangen wurde. 

§ 21 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Burgenländische Rettungsgesetz 1995, LGBl. 
Nr. 30/1996, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 40/2018, anteilig außer Kraft. 



(3) Bestehende Verordnungen und Richtlinien, die auf Grundlage des Burgenländischen 
Rettungsgesetzes 1995, LGBl. Nr. 30/1996, erlassen wurden, behalten ihre Gültigkeit bis zur Erlassung 
neuer den jeweiligen Gegenstand betreffende Verordnungen und Richtlinien. 
  



Vorblatt 

Gegenstand: 

Das Burgenländische Rettungsgesetz, LGBl. Nr. 30/1996, ist mit 1. Jänner 1996 in Kraft getreten und 
wurde zuletzt durch das Gesetz LGBl. Nr. 40/2018 geändert. 

Nach mehr als 20 Jahren ist eine umfassende Überarbeitung des Burgenländischen Rettungsgesetzes 
notwendig, um die Entwicklungen im Unionsrecht zu berücksichtigen und den öffentlichen Rettungsdienst 
im Burgenland an die veränderten rechtlichen, fachlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
anzupassen. 

Das Burgenländische Rettungsgesetz stand mit seiner Unterscheidung von örtlichem und überörtlichem 
Rettungsdienst noch ganz in der Tradition der gewachsenen Strukturen gemeindlicher Sanitäts- und 
Hilfsdienste. Die Weiterentwicklung der Rettungsdienste, die gestiegenen Anforderungen an eine um-
fassende notfallmedizinische Versorgung, die Erfordernisse eines durchgängigen, mit den aufnehmenden 
Krankenanstalten abgestimmten, präklinischen Behandlungsregimes sowie die technischen und fachlichen 
Anforderungen an die Koordination und Lenkung von Rettungseinsätzen haben dazu geführt, dass 
inzwischen zentrale Bereiche des Rettungsdienstes auf der Ebene des allgemeinen und des besonderen 
Rettungsdienstes organisiert und gestaltet werden müssen. 

Ziel und Inhalt: 

Vor diesem Hintergrund soll das Burgenländische Rettungsgesetz komplett neu erlassen werden und hierbei 
ein neuer unionsrechtskonformer Ordnungsrahmen für den Rettungsdienst im Burgenland geschaffen 
werden, der die Verantwortlichkeiten und die Zusammenarbeit aller Beteiligten unter Beachtung der 
bewährten Strukturen neu regelt, die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit des Rettungsdienstes auf 
einheitlich hohem und dem Stand der Wissenschaften entsprechenden Niveau sicherstellt und eine 
angemessene und transparente Verteilung der Kostentragung vorsieht. 

Hierzu werden folgende Bereiche überarbeitet und neu geregelt: 

- Es wird eine Trennung zwischen dem allgemeinen und dem besonderen Rettungsdienst 
geschaffen. 

- Die Rettungsdienststandorte werden vom Land bestimmt. Hierzu sollen definierte Standorte in 
einer Verordnung festgelegt werden. 

- Der Rettungsbeirat wird neu aufgestellt. 

- Die Datenschutzbestimmung wird an die geltenden Regelungen angepasst und erweitert. 

- Generelle Neustrukturierung und Verbesserung des Rettungsgesetzes zur besseren Lesbarkeit und 
übersichtlicheren Gestaltung. 

- Rettungsbeitrag soll je zur Hälfte vom Land und zur Hälfte von den Gemeinden getragen werden. 

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 

Keine. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Der vorliegende Entwurf wird von Rechtsvorschriften der Europäischen Union nur in einem Punkt berührt, 
nämlich insofern als festgestellt wird, dass Rettungsorganisationen ihren Sitz oder eine Einsatzstelle im 
Burgenland haben müssen um als anerkannte Rettungsorganisation gemäß § 5 und § 10 zu gelten. Die 
Rettungsorganisation kann ihren Sitz daher problemlos in einem anderen Bundesland oder auch EU-Land 
haben. Lediglich eine Einsatzstelle von welcher aus Einsatzmittel an den jeweiligen Einsatzort befördert 
werden können, muss vorhanden sein. 

Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit: 

Dieses Gesetz verursacht keine spezifischen Auswirkungen auf die Umwelt. 

Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf Frauen und 
Männer: 

Dieses Gesetz verursacht keine spezifischen Auswirkungen auf Frauen oder Männer. 
  



Erläuterungen 

Allgemeiner Teil: 

Nach mehr als 20 Jahren ist eine umfassende Überarbeitung des Burgenländischen Rettungsgesetzes 
notwendig, um die Entwicklungen im Bereich des Rettungsdienstes zu berücksichtigen und den 
öffentlichen Rettungsdienst im Burgenland an die veränderten rechtlichen, fachlichen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen anzupassen. 

Die Änderung der Unterscheidung von örtlichem und überörtlichem Rettungsdienst in einen allgemeinen 
und besonderen Rettungsdienst war notwendig und zudem zweckmäßig da in den letzten Jahrzehnten eine 
Weiterentwicklung der Rettungsdienste stattfand. So haben die inzwischen weiterentwickelten technischen 
und fachlichen Anforderungen an die Koordination und Lenkung von Rettungseinsätzen dazu geführt, dass 
mittlerweile zentrale Bereiche des Rettungsdienstes auf überörtlicher Ebene organisiert und gestaltet 
werden müssen. 

Mit Ausnahme von Wien enthalten alle Rettungsgesetze der Bundesländer Regelungen über besondere 
Hilfs- und/oder Rettungsdienste wie Bergrettung, Höhlenrettung, Wasserrettung, aber auch 
Rettungshundestaffeln. Diese leisten im Gesamtgefüge der herkömmlichen Rettungslandschaft einen 
wichtigen Beitrag als „Sonderrettungsdienste“. 

Im Burgenland aktiv tätig sind derzeit die Österreichische Rettungshundebrigade, Gruppe Burgenland, die 
Österreichische Wasserrettung, Landesverband Burgenland, das Österreichisches Rotes Kreuz, 
Landesverband Burgenland, der Arbeitersamariterbund Burgenland und der Verein Rettungshunde 
Burgenland mit Sitz in Stoob. All diese Organisationen sind vereinsmäßig organisiert und landesweit 
vertreten. 

Das neue Rettungsgesetz soll generell schlanker und übersichtlicher ausgestaltet sein als das bisher gültige 
Rettungsgesetz. Insbesondere werden die Standorte des Rettungsdienstes in einer eigenen Verordnung 
näher definiert. 

Die Gemeinden sollen mehr Gestaltungsspielraum bei der Schaffung zusätzlicher Rettungsdienststandorte 
haben. So soll es beispielsweise fortan möglich sein, sich als Gemeinde einen eigenen 
Notarztrettungswagen zu leisten. 

Besonderer Teil 

Zu § 1 (Allgemeine Bestimmungen): 

In Abs. 1 ist in allgemeiner Weise die Verpflichtung der Gemeinden und des Landes normiert, für die 
Rettung von Menschen aus Gefahren Sorge zu tragen. 

Abs. 2 stellt klar, dass anderen landesgesetzlichen Regelungen, die ähnliche Materien betreffen, mit dem 
vorliegenden Gesetz nicht derogiert werden soll. 

Abs. 3 beinhaltet die Generalklausel zur gendergerechten Sprache. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen): 

§ 2 enthält Definitionen wichtiger, im Gesetz vorkommender Begriffe. 

Ein Krankentransport mit einem Krankentransportdienst im Sinne der Z 3 ist jedenfalls dann notwendig, 
wenn 

 1. kranke, verletzte oder sonstige hilfsbedürftige Personen im Rahmen eines Transports einer 
medizinisch indizierten Betreuung oder Versorgung bedürfen, 

 2. zur Herstellung der Transportfähigkeit kranker, verletzter oder sonstiger hilfsbedürftiger Personen 
Maßnahmen medizinisch erforderlich sind, die eine aktive, körpernahe Arbeit mit oder an den zu 
befördernden Personen erfordern, wie insbesondere das fachgerechte Heben, Tragen, Umlagern 
oder Stabilisieren, 

 3. es medizinisch erforderlich ist, kranke, verletzte oder sonstige hilfsbedürftige Personen liegend 
oder sitzend unter Einsatz eines Tragsessels oder einer Krankentrage oder von Geräten zum 
Immobilisieren (z. B. Schienen, Vakuummatratzen) fachgerecht zu transportieren, 

 4. besondere Hygiene- oder Desinfektionsmaßnahmen vor dem Transport, während des Transports 
oder nach dem Transport von Personen, insbesondere von immungeschwächten oder infektiösen 
Personen, notwendig sind, 

 5. aus hinreichendem Grund anzunehmen ist, dass kranke, verletzte oder sonstige hilfsbedürftige 
Personen während des Transports auf Grund einer Zustandsverschlechterung, insbesondere bei 
auftretenden Akutsituationen, einer fachgerechten Versorgung einschließlich der Verabreichung 



von Sauerstoff oder einer qualifizierten Durchführung von lebensrettenden Sofortmaßnahmen 
bedürfen oder 

 6. wegen des psychischen Gesundheitszustandes der zu befördernden Person eine Selbstgefährdung 
oder eine Gefährdung Dritter nicht auszuschließen ist. 

Zu § 3 (Allgemeiner örtlicher Rettungsdienst): 

Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen der Bestimmung des § 2 des bisher geltenden 
Rettungsgesetzes. Einziger Unterschied zum neuen § 3 ist die Bezeichnung als „allgemeiner 
Rettungsdienst“ statt wie zuvor als „örtlicher Rettungsdienst“. Eine Unterscheidung in „allgemeiner“ und 
besonderer Rettungsdienst“ ist insbesondere im Hinblick auf die Übersichtlichkeit des Gesetzes sinnvoller. 
Die Einteilung des Hilfs- und Rettungswesens in Aufgaben des allgemeinen und besonderen 
Rettungsdienstes ergibt sich aus der Natur der zu erbringenden Hilfs- und Rettungsmaßnahmen. Sie dient 
einerseits der inhaltlichen Abgrenzung und trägt andererseits dem Umstand Rechnung, dass die Leistungen 
des besonderen Rettungsdienstes in der Regel von anderen Organisationen erbracht werden als die des 
allgemeinen Rettungsdienstes. 

Unter „allgemeiner Rettungsdienst“ sind alle Leistungen zu verstehen, die keine speziellen Fähigkeiten 
erfordern oder nicht über die allgemeine Ausbildung als Rettungseinsatzkraft hinausgehen (siehe zur 
Definition des „besonderen Rettungsdienstes“ die Ausführungen zu § 9. Es gibt einen allgemeinen örtlichen 
Rettungsdienst und einen allgemeinen überörtlichen Rettungsdienst (siehe § 4). Der allgemeine örtliche 
Rettungsdienst betrifft alle Einsätze, die innerhalb einer Gemeinde durchzuführen sind und für welche keine 
besonderen Kenntnisse oder Fähigkeiten erforderlich sind. „Örtlicher Rettungsdienst“ ist jener Bereich, der 
im ausschließlichen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen 
Gemeinschaft gelegen und geeignet ist, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt 
zu werden. Maßnahmen des Hilfs- und Rettungsdienstes in Katastrophenfällen fallen nur zum Teil in den 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden. 

In Abs. 1 sind die Aufgaben des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes aufgelistet. 

Abs. 2: Für die Angelegenheiten des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes sind die Gemeinden zuständig. 
Zur Erfüllung der Leistungen des allgemeinen örtlichen Rettungsdienstes hat sich die Gemeinde einer 
anerkannten Rettungsorganisation (§ 5) zu bedienen, sofern nicht Gefahr in Verzug vorliegt. Wenn 
beispielsweise mehrere Unfälle in einer Gemeinde gleichzeitig vorliegen und auf Grund dessen die 
zuständigen anerkannten Rettungsorganisationen bereits alle im Einsatz sind, kann es zur Bewältigung der 
Situation notwendig sein, zusätzlich noch weitere als die anerkannte Rettungsorganisationen, mit welchen 
die Gemeinde gemäß § 6 einen Vertrag geschlossen hat, hinzuzuziehen. 

Zu § 4 (Allgemeiner überörtlicher Rettungsdienst): 

Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen der Bestimmung des § 5 des bisher geltenden 
Rettungsgesetzes. Auch dort waren die Aufgaben des überörtlichen Rettungsdienstes normiert. 

Abs. 1 zählt die Aufgaben des allgemeinen überörtlichen Rettungsdienstes auf. Beim allgemeinen 
überörtlichen Rettungsdienst handelt es sich um Leistungen, deren Erbringung nach deren Art oder Ausmaß 
die Leistungsfähigkeit der jeweiligen Gemeinde als Träger des örtlichen Rettungsdienstes übersteigt, 
welche aber zugleich keine besonderen Fähigkeiten oder Kenntnisse voraussetzen. 

Abs. 2 zählt Ausnahmen auf bei welchen zur Erfüllung der Aufgaben des überörtlichen Rettungsdienstes 
keine anerkannte Rettungsorganisation befasst werden muss sondern auch eine nicht anerkannte 
Rettungsorganisation beauftragt werden kann. Ziffer 3 umfasst zum Beispiel Verträge mit 
Flugrettungsorganisationen die selbst keine anerkannten Rettungsorganisationen sind. 

Abs. 3: Die Heranziehung weiterer Organisationen bei überörtlichen Rettungseinsätzen kann bei 
Personalmangel oder bei Spezialisierungen der herangezogenen Organisationen eine wichtige Rolle spielen 
wie beispielsweise, eine Organisation, die Rettungshubschrauber zur Verfügung stellen kann. Hierbei ist 
allerdings ebenfalls die Zustimmung des Landes einzuholen. 

Zu § 5 (Anerkennung von Rettungsorganisationen des allgemeinen Rettungsdienstes): 

Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen der Bestimmung des § 3 des bisher geltenden 
Rettungsgesetzes. 

Anpassungen erfolgten lediglich in folgenden Bereichen: 

Abs. 1: Die Anerkennung der Rettungsorganisationen durch die Landesregierung erfolgt mittels 
Verordnung nach Prüfung des Bedarfs und der in § 5 aufgezählten Voraussetzungen. Als Voraussetzung 
für die Erlangung der Anerkennung wurde im Hinblick auf die Dienstleistungsfreiheit normiert, dass eine 
Rettungsorganisation nicht unbedingt einen Sitz im Burgenland benötigt, sondern es ausreicht, einen 



Standort im Burgenland zu haben. Ob eine Rettungsorganisation anerkannt wird, ist individuell je nach 
Versorgungsgebiet darzustellen und im Einzelfall zu beurteilen. 

Abs. 2 normiert, dass die Standorte der Rettungsdienste vom Land festgelegt werden. Hierzu wird eine 
eigene Verordnung erlassen. 

In Abs. 3 ist geregelt, dass anerkannte Rettungsorganisationen zusätzlich vom Land oder den Gemeinden 
durch freiwillige Zuwendungen (Geld- oder Sachzuwendungen) gefördert werden können. Dies ist zum 
Beispiel dann der Fall, wenn aus Sicht der Gemeinde besonderer Bedarf besteht oder eine zusätzliche 
Förderung aus Sicht des Gemeinderates sinnvoll erscheint und die Ressourcen vorhanden sind. Hierbei 
handelt es sich eher um einen Ausnahmefall, die Normierung im Gesetz soll lediglich die Möglichkeit 
schaffen, auf eigene Entscheidung des Landes oder einer Gemeinde die Mittel für eine Förderung bei Bedarf 
zur Verfügung stellen zu können. 

Abs. 6 regelt den Widerruf der Anerkennung mittels Verordnung. Dies betrifft nur anerkannte 
Rettungsorganisationen, welche auch mittels Verordnung anerkannt wurden. Jenen 
Rettungsorganisationen, welche bereits auf Grund dieses Gesetzes anerkannt wurden, kann nur mittels 
Gesetzesänderung die Anerkennung entzogen werden. 

In Abs. 10 wurde für die Gemeinden die Möglichkeit aufgenommen, auf eigenen Wunsch und Kosten nach 
Kenntnisnahme durch die Burgenländische Landesregierung in ihrem Geltungsbereich zusätzliche 
Rettungsdienststandorte vorzusehen. Um einen eigenen Rettungsdienststandort begründen zu können, muss 
die Gemeinde gemäß § 6 einen Vertrag mit einer anerkannten Rettungsorganisation abschließen. Durch 
diesen Absatz wurde der Gestaltungsspielraum der Gemeinden erweitert. Zum Beispiel, ist es nun für jede 
Gemeinde im Burgenland möglich, sich alle Arten von Rettungsmitteln für jeden gewünschten Zeitraum 
zu leisten und hierdurch einen Rettungsdienststandort zu begründen. Der Vertragsabschluss mit einer 
anerkannten Rettungsorganisation zur Etablierung zusätzlicher Rettungsdienststandorte ist auch mittelbar 
über einen Gemeindeverband möglich. 

Abs. 11: Jede Rettungsorganisation verpflichtet sich bei Vertragsabschluss anzuerkennen, dass die LSZ die 
Koordination sämtlicher Rettungseinsätze durchführt. 

Zu § 6 (Verträge der Gemeinde mit anerkannten Rettungsorganisationen): 

Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen der Bestimmung des § 4 des bisher geltenden 
Rettungsgesetzes. Es wurde nur ein neuer Abs. 5 eingefügt der regelt, dass für den Fall, dass ein Vertrag 
zwischen einer Gemeinde und einer anerkannten Rettungsorganisation beendet wird, die Gemeinde dies 
dem Land Burgenland melden muss und schnellstmöglich einen neuen Vertrag mit einer anerkannten 
Rettungsorganisation abzuschließen ist. 

Zu § 7 (Verträge des Landes mit anerkannten Rettungsorganisationen): 

Hierbei handelt es sich um eine korrespondierende Regelung zu § 6. 

Zu § 8 (Richtlinien des Rettungs- und Notarztrettungsdienstes): 

Die Bestimmung entspricht der Bestimmung des § 5a des bisher geltenden Rettungsgesetzes. Es wurden 
lediglich legistische Anpassungen zur Verbesserung der Übersichtlichkeit und Lesbarkeit vorgenommen. 

Der Grund für die Unterscheidung, dass die Richtlinien Grundlage für den überörtlichen Rettungsdienst 
und Grundsätze für den örtlichen Rettungsdienst darstellen, ist folgender: Für den überörtlichen 
Rettungsdienst ist das Land zuständig, weshalb die von der Landesregierung erlassenen Richtlinien für den 
überörtlichen Rettungsdienst die Grundlage darstellen und nicht weiter präzisiert werden müssen. Die 
Regelungen für den überörtlichen Rettungsdienst sind durch die Richtlinien voll abgedeckt. Für den 
örtlichen Rettungsdienst, für welchen die Gemeinden zuständig sind, handelt es sich bei den Richtlinien 
nur um Grundsätze, die von jeder Gemeinde, je nach Bedarf für den örtlichen Rettungsdienst weiter 
ausgebaut werden können. Geregelt sind hierbei grundsätzliche Fragen wie z. B.: die Beschaffenheit der 
Einsatzmittel und Ausrüstungen. 

Zu § 9 (Besonderer Rettungsdienst): 

Das Hauptmerkmal des besonderen Rettungsdienstes ist, dass der Rettungseinsatz die Mittel und 
Kenntnisse des allgemeinen Rettungsdienstes übersteigt. Hierbei handelt es sich zum Beispiel um 
Großunfälle oder Unfälle abseits des öffentlichen Straßennetzes im freien Gelände oder auf dem Wasser 
oder um Einsätze zur Bergung vermisster oder verunglückter Personen aus schwer erreichbarem Terrain. 
Auch der Einsatz von Rettungshunden zählt zum besonderen Rettungsdienst. 

Weitere Beispiele für den besonderen Rettungsdienst wären die Bergrettung oder die Höhlenrettung, die 
im Gesetz nicht eigens erwähnt wurden. 



Zu § 10 (Anerkennung von Rettungsorganisationen des besonderen Rettungsdienstes): 

Es handelt sich hier um eine korrespondierende Regelung zu § 5. In Abs. 4 sind die derzeit im Burgenland 
anerkannten Rettungsorganisationen aufgezählt. Für die Anerkennung neuer Rettungsorganisationen bedarf 
es einer Verordnung der Landesregierung Burgenland. 

Zu § 11 (Rettungsbeirat): 

Die Bestimmung entspricht der Bestimmung des § 7 des bisher geltenden Rettungsgesetzes. 

Die Beiratsbesetzung wurde um folgende Mitglieder ergänzt: 

- der Vorsitzende des Sozialausschusses des Burgenländischen Landtages, 

- der Gruppenvorstand der Abteilung Gesundheit, 

- der Dienststellenleiter der LSZ Burgenland, 

- je ein Vertreter der Burgenländischen Krankenanstalten GmbH und der Krankenhaus der 
Barmherzigen Brüder Eisenstadt GmbH. 

Zu § 12 (Rettungsbeitrag): 

Abs. 1: Bislang wurde der Rettungsbeitrag für den örtlichen Rettungsdienst im Ganzen von den Gemeinden 
und der Rettungsbeitrag für den überörtlichen Rettungsdienst komplett vom Land übernommen. Fortan 
wird der ganze Rettungsbeitrag (also sowohl für den örtlichen als auch überörtlichen Rettungsdienst) je zur 
Hälfte von den Gemeinden und zur Hälfte vom Land übernommen. 

Abs. 2: Die Gemeinden mussten bislang den Rettungsbeitrag selbst an die Einsatzorganisation entrichten. 
Durch den neuen Abs. 2 wird den Gemeinden der Rettungsbeitrag fortan als jährlicher Vorwegabzug von 
Ertragsanteilen vom Land Burgenland einbehalten und den Rettungsorganisationen, mit denen ein Vertrag 
abgeschlossen wurde im Ausmaß der von ihnen erbrachten Leistungen, zur Besorgung des Rettungsdienstes 
übermittelt. Diese Vorgehensweise ist effizienter und es werden Zeit und Ressourcen eingespart. Der 
Rettungsbeitrag dient im Allgemeinen zur Deckung der Kosten des Rettungsdienstes. 

Abs. 3: Es kann zudem vorkommen, dass Sonderausgaben anfallen, daher wurde ein neuer Abs. 3 
eingefügt. Als Beispiel für Sonderausgaben ist eine Kollektivvertragserhöhung (z. B.: 
Arbeitszeitverkürzungen) zu nennen oder Ausgaben für Bekämpfungsmaßnahmen einer Pandemie. 

Abs. 4: Beim Voranschlag handelt es sich um eine Jahresabschlussprognose für das kommende Jahr. 

Abs. 7 entspricht im Wesentlichen dem vormaligen § 9 Abs. 10. Für die Berechnung des Rettungsbeitrages 
werden ab 2024 die Einwohnerzahlen der einzelnen Gemeinden von vor drei Jahren herangezogen. 
Beispielsweise wird für die Berechnung des Rettungsbeitrages des Jahres 2024 als Stichtag der 31.10.2021 
herangezogen. Die Zahlen werden immer im November des dem Stichtag folgenden Jahres von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich veröffentlicht. Für die Berechnung des Jahres 2024 erfolgt sohin die 
Veröffentlichung der Zahlen im November 2022. Die Änderung im Gesetzestext von vormals „bis zum 
November des dem Stichtag nächstfolgenden Kalenderjahres kundgemacht wird“ zu „bis zum November 
des der Kundmachung nächstfolgenden Kalenderjahres kundgemacht wird“ war nötig, weil bisher die 
Berechnung samt Erlassung der Verordnung des Rettungsbeitrages für das kommende Jahr immer sehr 
knapp im November durchgeführt werden musste und die Gefahr bestand, nicht rechtzeitig mit geplantem 
Inkrafttreten im Jänner die Verordnung erlassen werden konnte. 

Abs. 8 beinhaltet eine Art Übergangsbestimmung, da das neue Rettungsgesetz erst mit Mitte 2024 in Kraft 
tritt. Somit war für die Leistung des Rettungsbeitrages für das Jahr 2024 eine Sonderkonstellation zu 
normieren. 

Zu § 13 (Kostenersatz): 

In der Praxis verrechnet die Rettungsorganisation den Rettungseinsatz direkt mit der Sozialversicherung. 
Wenn die Leistung vom Sozialversicherungsträger übernommen wird, kann der Ersatz der Kosten von 
diesem verlangt werden. Wenn die Leistung vom Sozialversicherungsträger nicht oder nicht in voller Höhe 
zuerkannt wird, kann der Ersatz der Kosten zuerst vom Zusatzversicherer und erst bei Nichtvorliegen einer 
Zusatzversicherung oder Nichtübernahme der Kosten durch den Zusatzversicherer vom Transportierten 
verlangt werden. 

Zu § 14 (Aufsicht über anerkannte Rettungsorganisationen): 

Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen der Bestimmung des § 10 des bisher geltenden 
Rettungsgesetzes. Hier wurden lediglich die Befugnisse der Landesregierung um einige Punkte erweitert 
sowie die Formulierung legistisch angepasst. 



Zu § 16 (Pflichten und Befugnisse bei Hilfs- und Rettungseinsätzen): 

Abs. 2 knüpft an Erfahrungen an, wonach Hilfs- und Rettungseinsätze vielfach durch Schaulustige und 
deren Fahrzeuge insbesondere dadurch erheblich behindert und erschwert wurden, dass Zufahrtswege 
blockiert wurden, und ordnet - um solche Missstände zu verhindern - entsprechende Verhaltenspflichten 
an. Soweit durch diese gesetzlichen Vorschriften - allenfalls - in die verfassungsmäßig gewährleisteten 
Rechte der Freizügigkeit der Person und auf Unverletzlichkeit des Eigentums eingegriffen wird, ist dies 
durch die in den jeweiligen Grundrechtsbestimmungen enthaltenen Gesetzesvorbehalte gedeckt, von denen 
in sachlich gerechtfertigter - und damit gleichheitssatzkonformer - Weise Gebrauch gemacht werden soll. 

Abs. 5 schafft eine zusätzliche Möglichkeit seinen bei einem Einsatz entstandenen Schaden gegenüber der 
Gemeinde oder dem Land Burgenland geltend zu machen. Der gesetzliche Schadenersatzanspruch gegen 
den direkten Schädiger bleibt hierbei unberührt (die Rettungskraft bzw. Rettungsorganisation). Zum 
Beispiel kann, wenn ein Grundstück bei einem Einsatz dringend gebraucht wurde und dabei beschädigt 
wurde, der Eigentümer des betroffenen Grundstückes gegenüber dem Land oder der Gemeinde (je nachdem 
ob es sich um einen Einsatz im örtlichen oder überörtlichen Rettungsdienst handelte) Anspruch auf 
Vergütung für die ihm dadurch verursachten Vermögensnachteile stellen. Ohne diesen Absatz könnten die 
Eigentümer nur gegenüber dem direkten Schädiger also den Sanitätern den Anspruch geltend machen; dies 
auch nur ex delicto weil kein Vertrag zwischen dem Eigentümer eines zufällig benötigtem Grundstückes 
und der Rettungsorganisation zustande kam. Anders bei beispielsweise einem Beförderungs- oder 
Behandlungsvertrag. Hierbei handelt der Sanitäter bei Einsätzen als Erfüllungsgehilfe der 
Rettungsorganisation. 

Zu § 19 (Verarbeitung von Daten): 

Da die Verwendung personenbezogener (Gesundheits-)Daten im Rettungsdienst unverzichtbar ist, bedarf 
es einer entsprechenden Rechtsgrundlage im Burgenländischen Rettungsgesetz, die im Einklang mit dem 
Datenschutzrecht steht. 

Abs. 1 regelt die für die Datenverarbeitung Verantwortlichen sowie welche Daten von diesen verarbeitet 
werden dürfen. Hierzu zählen die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden sowie die Einsatzleitstelle 
einer anerkannten Rettungsorganisation. In lit. b) (Gesundheitsdaten in Bezug auf medizinische 
Versorgung) ist die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten gemäß Art 9 DSGVO 
geregelt. Hierzu zählen: rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder 
weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit, sowie die Verarbeitung von 
genetischen Daten, biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, 
Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Person. 
Besonders die Verarbeitung der Gesundheitsdaten, genetischen Daten und biometrischen Daten einer 
natürlichen Person können zur Aufgabenerfüllung im Rahmen des Hilfs- und Rettungsdienstes oder des 
Rettungswesens erforderlich sein. 

Abs. 2: Durch die Einschränkung des Datenzugriffs bzw. deren Verarbeitung und Übermittlung auf 
erforderliche Fälle wird dem Verhältnismäßigkeitsgebot Rechnung getragen. Die jedenfalls zu ergreifenden 
Datensicherheitsmaßnahmen dienen dem Schutz der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen. 

Abs. 3: Die Möglichkeit zur Führung eines (auch grenzüberschreitenden) Informationsverbundsystems ist 
erforderlich, um die rasche und effiziente Erfüllung der Aufgaben nach dem Burgenländischen 
Rettungsgesetz sicherzustellen und dadurch das Leben und die Gesundheit der Betroffenen bestmöglich zu 
schützen. 

In Abs. 4 ist die Datenübermittlung an Sicherheitsbehörden normiert. Dies kommt nur dann in Betracht, 
wenn die Daten für die Erfüllung der den Sicherheitsbehörden bei der Durchführung von Rettungseinsätzen 
obliegenden Aufgaben erforderlich sind. Der Datenaustausch erfolgt zwischen der Rettungsleitstelle und 
der am Einsatz beteiligten Rettungskräfte in beide Richtungen. 

Zu § 20 (Strafbestimmung): 

Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen der Bestimmung des § 21 des bisher geltenden 
Rettungsgesetzes. Anpassungen erfolgten lediglich in folgenden Bereichen: 

Abs. 1 Z 5: Da der vormalige 3. Abschnitt (Rettungsmedaille) komplett aus dem Rettungsgesetz 
herausgenommen wurde, war auch die Strafbestimmung hierzu zu streichen sowie das Strafausmaß im alten 
Abs. 3. Stattdessen wurde als neuer Tatbestand die unbefugte Ausgabe als Mitarbeiter eines 
Rettungsdienstes mit dem Vorsatz, sich dadurch einen Vorteil zu verschaffen in den § 20 aufgenommen. 
Dies deshalb, weil in den letzten Jahren vermehrt derartige Fälle vorkamen und dies bislang nicht mit 
Verwaltungsstrafe geahndet werden konnte. 



Zu § 21 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen): 

Um Rechtssicherheit bezüglich der derzeit in Geltung stehenden Richtlinien, die auf Grundlage des 
Rettungsgesetzes (Burgenländisches Rettungsgesetz 1995), LGBl. Nr. 30/1996 erlassen wurden zu 
schaffen, wird die Weitergeltung der betroffenen Richtlinien - sofern kein Widerspruch wegen der durch 
dieses Gesetz vorgenommenen Vereinheitlichungen vorliegt - ausdrücklich angeordnet. 


